
A Gesetzliche Grundlagen 

Für schwangere und stillende Frauen in einem Beschäfti-
gungsverhältnis, aber auch für andere Frauen, wie z. B. 
Praktikantinnen, Schülerinnen und Studentinnen gilt das 
Mutterschutzgesetz (MuSchG). 

Dieses Gesetz schützt die Gesundheit der Frau und ihres 
Kindes am Arbeits-, Ausbildungs- und Studienplatz wäh-
rend der Schwangerschaft, nach der Entbindung und in der 
Stillzeit. 

Die schwangere oder stillende Frau soll dem Arbeitge-
ber/der Arbeitgeberin ihre Schwangerschaft und den vo-
raussichtlichen Entbindungstag bzw. dass sie stillt, sobald 
wie möglich mitteilen (§15 MuSchG). Nur dann kann der 
Arbeitgeber/die Arbeitgeberin die Vorschriften des Mutter-
schutzgesetzes einhalten.  

B Verantwortung des Arbeitgebers/der Arbeitgeberin 

Schwangerschaftsmeldung an die Aufsichtsbehörde 

Der Arbeitgeber/die Arbeitgeberin hat das zuständige Re-
gierungspräsidium (RP, siehe Adressenliste) unverzüglich 
zu benachrichtigen, wenn eine Frau mitgeteilt hat, dass sie 
schwanger ist oder stillt. Ein Vordruck für die Benachrichti-
gung des Arbeitgebers/der Arbeitgeberin an das RP und 
weiteres Informationsmaterial ist im Internet unter 
http://www.arbeitswelt.hessen.de/arbeitsschutz/sozialer-
arbeitsschutz/mutterschutz zu finden. 

Grundlegende Gefährdungsbeurteilung (GFB) nach 
MuSchG  

Im Rahmen der Beurteilung der Arbeitsbedingungen nach § 
5 des Arbeitsschutzgesetzes hat der Arbeitgeber/die Ar-
beitgeberin im Voraus für jede Tätigkeit die Gefährdungen 
nach Art, Ausmaß und Dauer zu beurteilen, denen eine 
schwangere oder stillende Frau oder ihr Kind an diesem 
Arbeitsplatz oder in diesem Bereich ausgesetzt ist oder 
sein kann (s. Flyer „Beschäftigung nach dem Mutterschutz-
gesetz“).  

Konkrete Gefährdungsbeurteilung nach MuSchG  

Sobald eine Frau mitgeteilt hat, dass sie schwanger ist 
oder stillt, hat der Arbeitgeber/die Arbeitgeberin unverzüg-
lich die konkret erforderlichen Schutzmaßnahmen festzule-
gen und auf ihre Wirksamkeit zu kontrollieren. Dabei hat 
der Arbeitgeber/die Arbeitgeberin die Beschäftigungsverbo-
te und -beschränkungen des MuSchG zu beachten, so 
dass eine unverantwortbare Gefährdung der Frau und des 
Kindes ausgeschlossen wird. Hierbei sollte er/sie sich Un-
terstützung bei den innerbetrieblichen Experten (Fachkraft 
für Arbeitssicherheit, Betriebsarzt/Betriebsärztin) holen. Die 
Frau darf nur diejenigen Tätigkeiten ausüben, für die die 
erforderlichen Schutzmaßnahmen getroffen wurden. 

Der Arbeitgeber/die Arbeitgeberin hat die schwangere 
oder stillende Frau über das Ergebnis der GFB und über 
die sich für sie daraus ergebenden erforderlichen Schutz-
maßnahmen zu informieren und der Frau ein Gespräch 
über weitere Anpassungen ihrer Arbeitsbedingungen an-
zubieten. 

Rangfolge der Schutzmaßnahmen 

Falls die Gefährdungsbeurteilung eine unverantwortbare 
Gefährdung der schwangeren oder stillenden Frau oder 
des Kindes ergibt, so muss der Arbeitgeber/die Arbeitgebe-
rin die Arbeitsbedingungen umgestalten. Ist dies nicht mög-
lich oder wegen des unverhältnismäßigen Aufwands nicht 
sinnvoll, ist die betroffene Arbeitnehmerin auf einen ande-
ren, geeigneten Arbeitsplatz umzusetzen. Ist auch eine 
Umsetzung nicht möglich oder nicht sinnvoll, bleibt als 
letzte Konsequenz nur die Freistellung (§ 13 MuSchG). 

Auch eine teilweise Freistellung ist möglich. Die erforderli-
chen Schutzmaßnahmen - also Umgestaltung der Arbeits-
bedingungen, Umsetzung oder Freistellung - hat der Ar-
beitgeber/die Arbeitgeberin von sich aus und in eigener 
Verantwortung zu treffen; hierzu bedarf es keines Attests 
des/der Gynäkologen/in, des Hausarztes/der Hausärztin 
oder eines anderen Arztes/einer anderen Ärztin und auch 
keiner behördlichen Feststellung. 

Wenn nach ärztlichem Zeugnis durch die Fortdauer der 
Tätigkeit die Gesundheit der schwangeren Frau oder des 
Kindes gefährdet ist, darf der Arbeitgeber/die Arbeitgeberin 
die Frau nicht weiter auf dem Arbeitsplatz beschäftigen (§ 
16 Abs. 1 MuSchG). 

C Beschäftigungsbeschränkungen und 
    Beschäftigungsverbote  

Für schwangere und stillende Frauen in zahntechnischen 
Laboratorien ergeben sich Tätigkeitseinschränkungen und 
auch Beschäftigungsverbote. Die nachfolgende Aufzählung 
ist nicht abschließend. 

1. Verbot der Nachtarbeit (§ 5 Abs. 1 MuSchG)  

zwischen 20.00 und 6.00 Uhr. Ausnahmen sind auf Antrag 
möglich. 

2. Verbot der Mehrarbeit (§ 4 Abs. 1 MuSchG) 

Höchstgrenze der Arbeitszeit: 

8 Stunden täglich und 80 Stunden in der Doppelwoche für 
Minderjährige, 

8 ½ Stunden täglich und 90 Stunden in der Doppelwoche 
für Volljährige. 

Die vertraglich vereinbarte wöchentliche Arbeitszeit darf im 
Durchschnitt des Monats nicht überschritten werden. 

 

3. Gestaltung von Ruhemöglichkeiten (§ 9 Abs.3 
MuSchG) 

Der Arbeitgeber/Die Arbeitgeberin hat sicherzustellen, dass 
die schwangere oder stillende Frau ihre Tätigkeit am Ar-
beitsplatz, soweit es für sie erforderlich ist, kurz unterbre-
chen kann. Er hat darüber hinaus sicherzustellen, dass sich 
die schwangere oder stillende Frau während der Pausen 
und Arbeitsunterbrechungen unter geeigneten Bedingun-
gen hinlegen, hinsetzen und ausruhen kann. 

4. Gefahrstoffe (§§ 11 Abs. 1 und 12 Abs. 1 MuSchG) 

Der Arbeitgeber/Die Arbeitgeberin darf eine schwangere 
oder stillende Frau keine Tätigkeiten ausüben lassen und 
sie keinen Arbeitsbedingungen aussetzen, bei denen sie in 
einem Maß Gefahrstoffen ausgesetzt ist oder sein kann, 
dass dies für sie oder für ihr Kind eine unverantwortbare 
Gefährdung darstellt.  

Beim sachgerechten Umgang mit Gefahrstoffen ohne 
Hautresorption und unter Einhaltung der Grenzwerte ist 
eine Weiterbeschäftigung schwangerer oder stillender 
Frauen möglich z. B. beim Umgang mit Acrylaten bei der 
Anfertigung von Provisorien. 

Hinweise auf Gefahrstoffe finden sich auf Produktverpa-
ckungen und den mitgelieferten Sicherheitsdatenblättern. 

Die vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales veröf-
fentlichten Arbeitsplatzgrenzwerte und biologischen 
Grenzwerte sind zu berücksichtigen. Hierunter fällt z. B. die 
Bearbeitung von Nichtedelmetall - Legierungen wie Co-Cr-
Mo-Legierungen. 

Beim Umgang mit krebserzeugenden, fruchtschädigenden 
oder erbgutverändernden Gefahrstoffen wird zwischen 
schwangeren und stillenden Frauen unterschieden: 
Schwangere Frauen dürfen diesen Stoffen überhaupt nicht 
ausgesetzt sein. Für stillende Frauen gilt ein Umgangsver-
bot, insbesondere mit reproduktionstoxischen Stoffen.  

5. Infektionsgefährdung  
(§§ 11 Abs. 2 und 12 Abs. 2 MuSchG) 

Tätigkeiten, bei denen eine unverantwortbare Gefährdung 
durch Krankheitserreger besteht, dürfen von schwangeren 
und stillenden Frauen nicht ausgeübt werden. Infektions-
krankheiten oder deren Behandlung können sowohl für die 
schwangere oder stillende Frau als auch für das Kind eine 
unverantwortbare Gefährdung darstellen. 

Die Risiken können durch Tragen geeigneter persönlicher 

Schutzausrüstungen, wie z. B. Handschuhe, Mundschutz, 

Schutzbrille, Kittel minimiert werden.  

Nach der TRBA 250 (Technische Regeln für Biologische 

Arbeitsstoffe im Gesundheitswesen und in der Wohl-
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fahrtspflege) ist der Arbeitgeber/die Arbeitgeberin verpflich-

tet, persönliche Schutzausrüstung in ausreichender Stück-

zahl zur Verfügung zu stellen. Dabei ist zu beachten, dass 

die schwangere oder stillende Frau bei allen Tätigkeiten 

gefährdet ist, bei denen die Schutzwirkung der persönli-

chen Schutzausrüstung aufgehoben werden kann (z. B. 

Arbeiten mit schneidenden, stechenden, zerbrechlichen 

und rotierenden Werkzeugen und Geräten). 

Dies bedeutet, dass z. B. folgende Tätigkeiten nicht ausge-

führt werden dürfen:  

• Bearbeitung von kontaminiertem Material mit schnei-

denden, stechenden, spitzen und rotierenden Werkzeu-

gen oder Geräten, z. B. Reparaturen an Zahnersatz, 

sowie deren Politur, Reinigung, Entsorgung von ge-

brauchten Werkzeugen und Geräten, 

• Fräsen und Abblasen von infizierten Materialien, sofern 

das Risiko besteht, dass Aerosole entstehen. 

• Empfang und Öffnen von Proben 

Durch Impfangebote des Arbeitgebers/der Arbeitgeberin im 

Rahmen der arbeitsmedizinischen Vorsorge können Be-

schäftigungsverbote ggf. vermieden werden. Ergänzende 

Informationen finden sich in der Verordnung zur arbeitsme-

dizinischen Vorsorge (ArbMedVV) und in den Impfempfeh-

lungen der ständigen Impfkommission (STIKO) (Webseite 

www.rki.de). 

D Hinweise 

Schwangere und stillende Frauen haben bei Beschäfti-

gungsbeschränkungen und -verboten Anspruch auf Zah-

lung des durchschnittlichen Arbeitsentgelts (§§ 18 und 21 

MuSchG). Zur Rückfinanzierung dieser Aufwendungen 

nehmen alle Arbeitgeber/Arbeitgeberinnen am U2-

Verfahren nach dem Aufwendungsausgleichsgesetz (AAG) 

teil. Danach kann der Arbeitgeber/die Arbeitgeberin Leis-

tungen, die er/sie nach MuSchG erbringen muss, bei den 

zuständigen Krankenkassen oder der Minijob-Zentrale 

geltend machen. Auskünfte erteilen die Krankenkassen und 

die Minijob-Zentrale. 

Mögliche Ansprechpartner bei offenen Fragen zum Einsatz 

schwangerer und stillender Frauen sind die Betriebsärz-

tin/der Betriebsarzt, die Sicherheitsfachkraft und die Auf-

sichtsbehörde. 

Aufsichtsbehörden in Hessen: 

 

Anschrift Aufsichtsbezirke 

Regierungspräsidium Darmstadt 
Wilhelminenstraße 1-3 
64283 Darmstadt 
Tel.: 06151-12 4001      
arbeitsschutz-darmstadt@rpda.hessen.de 

Kreise Bergstraße, 
Offenbach, Groß-
Gerau, Darmstadt-
Dieburg, Odenwald-
kreis, Stadt Darmstadt  

Regierungspräsidium Darmstadt 
Gutleutstr. 114 
60327 Frankfurt am Main 
Tel.: 069-2714-0            
arbeitsschutz-frankfurt@rpda.hessen.de 

Main-Kinzig-Kreis, 
Wetteraukreis  
Städte Frankfurt  
und Offenbach  
 

Regierungspräsidium Darmstadt 
Simone-Veil-Str. 5 
65197 Wiesbaden 
Tel.: 0611-3309-2545          
arbeitsschutz-wiesbaden@rpda.hessen.de 

Main-Taunus-Kreis, 
Rheingau-Taunus-
Kreis, Hochtaunus-
kreis, Stadt Wiesba-
den 

Regierungspräsidium Gießen 
Liebigstraße 14 - 16 
35390 Gießen 
Tel.: 0641-303-3237 
arbeitsschutz-giessen@rpgi.hessen.de 

Kreise Gießen und 
Marburg-Biedenkopf, 
Vogelsbergkreis  
 

Regierungspräsidium Gießen 
Gymnasiumstr. 4 
65589 Hadamar 
Tel.: 0641-303-8600       
poststelle-afaslm@rpgi.hessen.de 

Kreis Limburg- 
Weilburg und  
Lahn-Dill-Kreis  
 

Regierungspräsidium Kassel 
Am Alten Stadtschloss 1 
34117 Kassel 
Tel.: 0561-106-2788       
arbeitsschutz@rpks.hessen.de 

Stadt Kassel, 
Kreise Kassel, Fulda, 
Waldeck-Frankenberg 
Hersfeld-Rotenburg, 
Werra-Meißner-Kreis, 
Schwalm-Eder-Kreis 
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